
Ergebnis: 73 % von mehr als 1.500 befragten Eltern-, Schülervertretern und Schulleitern 
haben sich in einer hr-Umfrage bereits nach wenigen Monaten positiv zum Konzept der 
„Unterrichtsgarantie Plus“ geäußert. 

Unterrichtsgarantie –  

Verlässliche Schule
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Seit unserem Regierungsantritt 1999 
profitieren die hessischen Schülerinnen, 
Schüler, Eltern und Lehrer von einer Bil-
dungspolitik, die alle Begabungen fördert 
und fordert. Nach der Beseitigung des von 
Rot-Grün hinterlassenen wöchentlichen 
Unterrichtsausfalls von über 100.000 
Stunden haben wir die Bildungsqualität 
deutlich gesteigert. Unsere Qualitäts- 
offensive zeigt Wirkung, weil …

	 die Bildungsinvestitionen seit 1999 um 
fast 580 Mio. € auf nahezu 2,9 Mrd. €  
gesteigert wurden.

	 wir seit 1999 etwa 3.500 zusätzliche  
Lehrer und rund 2.100 zusätzliche Refe-
rendare eingestellt haben.

	 sich die hessischen Schülerinnen und 
Schüler bei der zweiten PISA-Studie im 
Vergleich zur ersten Studie verbessert 
haben.

	 wir die Haushaltsmittel zur Sprachförde-
rung von Kindergartenkindern seit 2002 
von ca. 1,3 Mio. € auf über 3,2 Mio. €  
erhöht haben.

	 wir mit großem Erfolg landesweite Prü-
fungen an Grund-, Haupt- und Realschu-
len eingeführt haben.

 	wir durch das flächendeckende Landes- 
abitur für mehr Vergleichbarkeit und 
Verlässlichkeit sowie für bessere Chan-
cen der Abiturienten bundesweit und 
international gesorgt haben.

Quelle: HKM
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Mehr Geld für unsere Schulen
(Jährliche Ausgaben Kultusministerium)

Bereits 2003 haben wir die „Unterrichtsga-
rantie“ erfüllt. Mit der „Unterrichtsgaran-
tie Plus“ (U-Plus) haben wir mittlerweile 
auch den kurzfristigen Unterrichtsausfall 
in den ersten drei Tagen beseitigt. Hes-
sens Schülerinnen und Schüler profitie-
ren, weil …

	 seit 1998 wöchentlich 114.477 mehr Un-
terrichtsstunden stattfinden.

	 wir die Vertretungsmittel für die „Unter-
richtsgarantie Plus“ von 5,7 Mio. € auf  
42 Mio. € erhöht haben.

	 den Schulen über 12.000 engagierte Ver-
tretungskräfte für kurzfristigen Vertre-
tungsunterricht („U-Plus“) zur Verfügung 
stehen.

	 fast alle der eingesetzten Vertretungs-
kräfte über fachliche und pädagogische 
Qualifikationen verfügen.

Hessen ist ganz vorn bei den Ganztags- 
und Betreuungsangeboten, weil…
	 die Zahl der Grundschulen mit Betreu-

ungsangeboten seit 1998 von 288 auf 
1.051 erhöht wurde.

	 18, 6 % aller Schüler am Ganztagsbetrieb 
teilnehmen (Platz 1 für Hessen unter den 
westdeutschen Flächenländern).

	 die Zahl der Schulen mit Ganztagsangeboten 
seit 2001 von 138 auf 480 erhöht wurde. 

Quelle: HKM

1.040.000

1.084.000

1.128.000

1.172.000

1.216.000

1.260.000

200720031998

1.116.989

1.231.466

1.189.192

Unterricht an hessischen Schulen gesteigert
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Hochschulfinanzierung und -Bau 
Hessen wendet zurzeit jedes Jahr rund 
1,2 Mrd. € zur Finanzierung seiner zwölf 
staatlichen Hochschulen auf – das ist so 
viel wie nie zuvor! Zum Vergleich: 1998 
unter rot-grüner Regierungsverantwor-
tung waren es lediglich 963 Mio. €. 

	 Aufgrund der Vereinbarungen des 
„Hochschulpakts“ (2006 – 2010) beste-
hen finanzielle Verlässlichkeit und Pla-
nungssicherheit.

	 Zusätzlich zu diesen Rekordausgaben 
ist das Hochschulbau-Investitionspro-
gramm HEUREKA mit einem Gesamt-
volumen von 3 Mrd. € bis zum Jahr 2020 
aufgelegt worden. Jährlich wird damit 

die Rekordsumme von durchschnittlich  
250 Mio. € für den Standortausbau und die 
Gebäudemodernisierung bereit gestellt. 
Seit 1998 haben wir die Investitionen in 
den Hochschulbau vervierfacht.

	 Das mit jährlich 90 Mio. € ange-
setzte Forschungsförderprogramm 
LOEWE ermöglicht künftig eine 
intensivere Vernetzung von Wis-
senschaft, außeruniversitärer For-
schung und Wirtschaft.

	 Wir haben die Hochschulen in ihrer 
Eigenverantwortung und Hand-
lungsfähigkeit gestärkt.   Mit dem 
„Gesetz zur organisatorischen 
Fortentwicklung der Technischen 
Universität Darmstadt“ hat sich 

Hessen an die Spitze der Hochschulre-
form in Deutschland gesetzt.
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Und weiter geht´s von 2008–2013: 
Auch in der nächsten Legislaturperiode 
hat Bildung höchste Priorität. Wir werden 
deshalb unter anderem …

	 den Schulen noch mehr pädagogische 
und organisatorische Freiheiten ge-
ben, damit sie ihre Unterrichtsqualität 
selbstständig verbessern können. 

	 schrittweise insgesamt 2.500 zusätz-
liche Personalstellen im Bereich „Bil-
dung“ schaffen.

	 die Schulen mit zusätzlichem Verwal-
tungspersonal ausstatten.

	 die Angebote des „flexiblen“ Einschu-
lungsalters für Grundschüler schrittwei-
se und bedarfsgerecht ausbauen.

	 das höchst erfolgreiche Programm Schu-
le und Betrieb (SchuB) auf alle Haupt-
schulen ausdehnen.

	 einen „qualifizierenden Realschulab-
schluss“ einführen.

	 ein Fünf-Jahres-Programm zur Förderung 
des Lesens und Musizierens an Grund-, 
Haupt- und Realschulen starten.

Besonders wichtig: Die CDU Hessen 
wird auch künftig die Schulvielfalt und die 
Schulwahlfreiheit im gegliederten System 
erhalten. Die von der SPD geplante Einfüh-
rung einer „Zwangseinheitsschule“ und die 
damit verbundene Abschaffung der Gym-
nasien, Real- und Hauptschulen lehnen wir 
strikt ab!

Quelle: HKM
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Und weiter geht´s von 2008–2013: 
Eine verlässliche Schule ist nach unserer 
Auffassung selbstverständlich. In der 
nächsten Legislaturperiode werden wir 
deshalb …

	 die freiwilligen Ganztagsangebote von in 
der Regel 7.30 Uhr bis 17.00 Uhr flächen-
deckend ausbauen.

	 bislang nebeneinander bestehende  
Hort-, Betreuungs- und Ganztagsange-
bote an Grundschulen in Absprache mit 
den Kommunen und weiteren Trägern 
soweit wie möglich zusammenführen.

	 im Rahmen des weiteren Ausbaus der 
Ganztagsangebote insbesondere Sport-

vereine einladen, sich an der Gestaltung 
der Nachmittagsangebote zu beteiligen.

	 Zertifizierungen für besondere Quali-
tätsleistungen von Ganztagsangeboten 
einführen.

Besonders wichtig: Beim Ausbau  
schulischer Ganztagsangebote setzen wir 
auch künftig auf Freiwilligkeit, Qualität und 
Vielfalt. Das Engagement der Eltern und 
die Mitwirkung von Vereinen, Kirchen und 
anderen Initiativen wollen wir dabei weiter 
stärken. Im Gegensatz zu Rot-Grün lehnen 
wir eine Zwangsganztagsschule strikt ab.

Quelle: HKM

Deutlich mehr 
Ganztagsschulen als 2001
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Studienbeiträge
Durch die Erhebung von Studienbeiträgen 
(500 � je Semester) ab dem Wintersemes-
ter 2007/08 wird der Hochschulstandort 
Hessen gestärkt, weil ...
	 den Hochschulen jährlich ca. 120 Mio. € 

an zusätzlichen Mitteln zufließen. 
	 die Hochschulen eigenverantwortlich 

über deren Verwendung entscheiden.
	 die Mittel zweckgebunden zur weiteren 

Verbesserung der Qualität von Studium 
und Lehre eingesetzt werden müssen. 

100 % der Einnahmen gehen an die Hoch-
schulen!
Wichtig: Mehrere Bundesländer haben be-
reits Studienbeiträge eingeführt, darunter 
unsere unmittelbaren Nachbarn. Würde 
Hessen auf Studienbeiträge verzichten, hät-

te dies eine „Überschwemmung“ unserer 
Hochschulen zur Folge.

Studienbeiträge sind sozial, ausgewogen 
und gerecht, weil...
	 die Aufnahme eines Studiums auch künf-

tig ohne zusätzliche finanzielle Belastun-
gen während des Studiums möglich ist.

	 unser Beitragsmodell die Finanzierung 
durch ein Studiendarlehen ermöglicht, das 
nicht von der wirtschaftlichen Lage des Be-
werbers oder der Eltern abhängig ist.

	 die Rückzahlung des Darlehens erst zwei 
Jahre nach Abschluss des Studiums begin-
nen muss und auch nur, wenn bestimmte 
Einkommensgrenzen überschritten wer-
den (Zum Beispiel: ledige, kinderlose Per-
son 1.260 Euro netto monatlich).

Bislang finanziert der überwiegende Bevöl-
kerungsanteil der Nicht-Akademiker mit 
seinem Steueraufkommen das Studium der 
Akademiker, die hieraus in der Regel ein hö-
heres Gehalt erzielen. Deshalb sind Studien-
beiträge auch eine Frage der Gerechtigkeit.
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